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VORWORT DES REDAKTORS

Eine neue Initiative
Alle Volksbegehren neueren Datums haben inhaltlich

etwas gemeinsam, nämlich verfassungsmässig
zu regeln, einiges oder vieles nicht mehr tun zu

dürfen, Beispiele dafür sind die beiden rot-grünen
Anti-Atom-Initiativen, die von der SPS angekündigte

Initiative zur Halbierung der Militärausgaben
oder das lancierte Volksbegehren zur Abschaffung

der Bundespolizei sowie die Anti-Waffen-
platz-lnitiative. Wie soll inskünftig das Regieren in
der Schweiz noch möglich sein, wenn die
Bundesverfassung mehrheitlich nur noch aus Verboten
besteht? Bei einer ungewissen sicherheits-, ge-
sellschafts- und umweltpolitischen Entwicklung
sollten Regierung und Parlament einer Demokratie

den notwendigen Entscheidungs-Freiraum
behalten, die Probleme aus einer ständig aktuellen
Lagebeurteilung heraus bewältigen zu können.
Wir laufen aber Gefahr, aus einer freien und
handlungsfähigen Verfassung ein diktatorisches
Instrument zu machen. Der nachstehende Vorschlag
einer Volksinitiative will das Gegenteil. Er will helfen,

uns frei zu machen von einer Verkrampfung,
und er will unserem Lande wehr- und
gesellschaftspolitischen Handlungsspielraum im
Hinblick auf die Zukunft geben.

Volksinitiative. Die Bundesverfassung wird wie folgt
geändert:
I Die Artikel 13 bis22bis werden aufgehoben.
Artikel 18 lautet:
1 Jeder Schweizer hat die Pflicht, zur Verteidigung

des Landes, zur Erhaltung des Friedens, zur
Sicherung der Lebensgrundlagen in Notzeiten
sowie zum Katastrophenschutz Dienst zu leisten.
Wer diese Pflicht nicht persönlich erfüllen kann,
leistet angemessenen Ersatz. Die Dienstpflicht
wird erfüllt in der Armee oder in den gesetzlichen
Organisationen des Zivil- und Katastrophenschutzes.

Die Zuteilung erfolgt nach Massgabe
des Bedarfs. Sie berücksichtigt sodann die
Eignung des Dienstpflichtigen. Der Einsatz im Ausland

im Rahmen internationaler Vereinbarungen
ist freiwillig. Ergiltals Erfüllung derDienstpflicht.
2 Wer Dienst leistet, ist durch den Bund versichert.

3 Die Ausrüstung der Dienstpflichtigen ist Sache
des Bundes. Die persönliche Waffe bleibt unter
den durch die Bundesgesetzgebung aufzustellenden

Bedingungen in den Händen des
Wehrmannes.

4 Der Dienstpflichtersatz wird nach den
Bestimmungen der Bundesgesetzgebung für Rechnung
des Bundes von den Kantonen erhoben.

Artikel 19 lautet:
Jede Schweizerin kann im Rahmen von Artikel 18

freiwillig Dienst leisten.
II Art. 22 ter wird Art. 21.
Art. 22 quater wird Art. 22.

Der dargestellte Vorschlag will allgemein und
verfassungsgerecht formuliert sein. Er unterscheidet
sich von dem von der Arbeitsgruppe «Napf» Ende
März vorgestellten Projekt «Gemeinschaftsdienst».

Die Überlegungen und die Formulierung
der Initiative kommen aus der Küche einiger
gewichtiger staatsrechtlich versierter Denker. Ich
unterstütze sie, will mich aber nicht mit fremden
Federn schmücken. Der Vorschlag bedeutet eine
Teilrevision der Bundesverfassung, indem er die
Militärartikel 13 bis 22 aufhebt und an deren Stelle
die beiden neuen Artikel 18 und 19 setzt. Diese
ersetzen auch den «Zivilschutzartikel» Art. 22bis.
Es geht darum, die Dienstpflicht in einem
grundsätzlich erweiterten Sinne verfassungsrechtlich
zu verankern und so Anforderungen zur Sicherheit

des Landes in unserer Zeit und auf lange
Sicht hinaus zu entsprechen. Zudem ist ein grosser

Teil der zur Streichung vorgeschlagenen Artikel

nur aus den Zeitumständen bei der Gründung
des modernen Bundesstaates heraus zu verstehen

und tatsächlich überholt.
Die vorgeschlagenen Dienstartikel formulieren
insbesondere neben der Pflicht zur Verteidigung
des Landes und der Erhaltung des Friedens die
Pflicht zur Sicherung der Lebensgrundlagen in
Notzeiten und zum Katastrophenschutz. Diese
allgemeine Pflicht umfasst ein grundsätzlich
weiteres Spektrum als die bisherige Wehrpflicht bzw
der Schutzdienstpflicht im Zivilschutz. Es kann
keine freie Wahl der Pflichterfüllung geben.
Darüber können nur die allgemeinen Bedürfnisse zur
Wahrung der Sicherheit von Land und von Volk
entscheiden. Dazu soll die Eignung des einzelnen
Dienstpflichtigen mitberücksichtigt werden. Die

Frage der Pflichtverweigerung erhält durch die
neue und erweiterte Auffassung einen anderen
Stellenwert, denn die Breite von Möglichkeiten
der Dienstpflichterfüllung würde erheblich erweitert.

Dies zu regeln, wäre Sache der
Bundesgesetzgebung aufgrund der neuen Dienstartikel.
Wer bildet das Initiativkomitee? Wer sammelt die
Unterschriften? Es ist höchste Zeit in diesem Lande,

über positiv aufbauende Volksbegehren
abstimmen zu können. Von den extrem einseitigen
Verhinderungs- und Verbotsinitiativen haben wir
zum Verleiden genug. Edwin Hofstetter
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